
lele zum fehlenden Erklärungsbewusstsein und sehen die
Willenserklärung als wirksam abgegeben, aber anfechtbar an,
wenn der Erklärende das Inverkehrbringen zu vertreten hat.41
Die Ähnlichkeit der Fälle und die Schutzbedürftigkeit des
(nichtsahnenden) Empfängers, der auf die Wirksamkeit der
Erklärung vertraut, werden für die letztgenannte Ansicht
angeführt.42

Nach inzwischen verbreiteter Ansicht liegt ein wirksamer
Antrag des B auf Abschluss des Kaufvertrags vor. B kann
seine Erklärung aber nach § 119 I BGB (analog) anfechten.

II. Zugang
Daneben bedarf es für die Wirksamkeit der Willenserklärung
des Zugangs beim Empfänger. „Zugegangen ist eine Willens-
erklärung, sobald sie derart in den Machtbereich des Emp-
fängers gelangt, daß bei Annahme gewöhnlicher Verhältnisse
damit zu rechnen ist, er könne von ihr Kenntnis erlangen
…“43 Eine tatsächliche Kenntnisnahme ist nicht erforderlich;
es genügt die bloße Möglichkeit.44

Abwandlung 5: Da B sich nach der Probefahrt noch unsicher ist,
erklärt A ihm, er biete ihm das Auto zum im Inserat genannten Preis
an; B solle ihm im Fall der Annahme des Angebots am nächsten Tag
eine Nachricht per WhatsApp schicken. Sollte er bis 11.00 Uhr nichts
mehr von B hören, betrachte er das Geschäft als hinfällig und werde
einen anderen Interessenten kontaktieren. B entscheidet sich am
nächsten Morgen für den Kauf des Pkw und schickt dem A um 9.22
Uhr die Emojis eines Autos, eines Händeschüttelns und einer Sekt-
flasche per Kurznachrichtendienst. Da der Akku von As Smartphone
zu diesem Zeitpunkt leer ist, erhält er die Mitteilung des B erst um
12.30 Uhr.

Im gewöhnlichen Fall einer postalischen Übermittlung ge-
langt die Willenserklärung mit Einwurf in den Briefkasten
des Empfängers in dessen Machtbereich. Parallel dazu stellt
der Kurznachrichtenaccount des Empfängers das virtuelle
Postfach dar, in welchem ankommende Nachrichten einge-
hen.45 In aller Regel erhält der Empfänger im selben Moment
einen Hinweis auf den Eingang neuer Mitteilungen (ein ent-
sprechendes Symbol wird angezeigt oder ein akustisches Sig-
nal ertönt). Trägt der Empfänger sein Smartphone stets mit
sich, ist der zeitnahe Abruf der Nachricht möglich und häufig
sogar üblich. Daher kann für die gewöhnliche Kenntnisnah-

me (unter Berücksichtigung etwaiger Geschäfts- oder Unzei-
ten) von einer relativ geringen Zeitspanne verglichen mit
Briefsendungen ausgegangen werden.

Zustellungsprobleme oder -verzögerungen gehen zulasten
des Empfängers, wenn die Störung seiner Risikosphäre zu-
zurechnen ist.46 Geht eine Nachricht verspätet zu, weil der
Empfänger die tatsächlichen Voraussetzungen hierfür oblie-
genheitswidrig nicht schafft, kann er sich nach Treu und
Glauben (§ 242 BGB) nicht auf die Verspätung berufen.47

Gewöhnlich hätte eine Kenntnisnahme des A von der
Nachricht des B rechtzeitig erfolgen können. Gut vertretbar
ist, dass der Zugang trotz der fehlenden faktischen Möglich-
keit des Abrufs der Nachricht mit dem Eintreffen im virtu-
ellen Postfach und dem Verstreichen eines Zeitraums von
mehr als einer Stunde stattgefunden hat. A kann sich jeden-
falls nicht darauf berufen, dass die Annahme des Vertrags-
angebots zu spät erfolgt sei. Der leere Akku ist der Risiko-
sphäre des A zuzuordnen. Ein Kaufvertrag ist zustande ge-
kommen.

D. ZUSAMMENFASSUNG UND KLAUSURHINWEIS
Sollten die dargestellten Fallbeispiele in einer Klausur auftau-
chen, darf man sich nicht von der atypischen Form verunsi-
chern lassen. Die Probleme des Vertragsschlusses sind auch
bei elektronisch übermittelten Willenserklärungen in ge-
wohnter Weise zu lösen. Den Schwerpunkt bildet die Aus-
legung, ob die verwendeten Symbole einen rechtlich verbind-
lichen Willen vermitteln. Per se sind Emoticons und Emojis
geeignet, einen Vertragsschluss herbeizuführen. Im eingangs
erwähnten Fall ergab die Auslegung durch das israelische
Gericht, dass zumindest ein starkes Interesse bekundet wur-
de, woraus dem Vermieter ein Schadenersatzanspruch gegen
die sich schließlich doch distanzierende Interessentin erwach-
sen war.

41 Palandt/Ellenberger, 77. Aufl. 2018, BGB § 130 Rn. 4; MüKoBGB/Einsele, 7. Aufl.
2015, § 130 Rn. 14;Heinrich ZivilR, 2. Aufl. 2018, 49.

42 Taupitz/Kritter JuS 1999, 839 (840); MüKoBGB/Einsele, 7. Aufl. 2015, § 130
Rn. 14.

43 BGHZ 67, 271 (275) = NJW 1977, 194; BGHZ 137, 205 (208) = NJW 1998, 976
(977).

44 Bork, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 4. Aufl. 2016, Rn. 619.
45 Ähnlich zu E-Mails Taupitz/Kritter JuS 1999, 839 (841).
46 MüKoBGB/Einsele, 7. Aufl. 2015, § 130 Rn. 35.
47 BGHZ 67, 271 (277 f.) = NJW 1977, 194 (195); BAG NJW 2006, 696.
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register eingetragen ist, die (für beide Parteien erkennbar recht umfangreiche) Reparatur
vorzunehmen. Über einen Preis wird nicht gesprochen. E geht davon aus, dass U aus alter
Freundschaft und unentgeltlich tätig werden wird. U nimmt die Reparatur auf seinem
Betriebsgelände vor und vereinbart sodann einen Termin mit E zur Vornahme einer Pro-
befahrt. An der Probefahrt nehmen U als Fahrer und E als Beifahrer teil. Am Ende der
Probefahrt kommt es zum Streit über die Zahlungspflicht. U meint, es sei doch wohl selbst-
verständlich, dass ihm ein angemessener Werklohn iHv 1.200 EUR zustehe; auch wenn man
befreundet sei, sei „Geschäft eben Geschäft“. E dagegen ist der Ansicht, U könne jetzt nicht
mit irgendwelchen Forderungen daherkommen, da von einer Bezahlung keine Rede gewesen
sei; es sei doch wohl klar, dass es sich um einen „reinen Freundschaftsdienst“ gehandelt habe.
Einen verbindlichen Vertrag mit Zahlungsverpflichtung habe er nicht gewollt und wolle er
nun auch keinesfalls gegen sich gelten lassen. U drängt daraufhin den lauthals protestierenden
E aus dem Fahrzeug und braust mit dem Wagen davon. Seitdem befindet sich das Auto auf
dem Betriebsgelände des U.

1. Kann U von E Zahlung von 1.200 EUR verlangen?

2. Kann E von U Herausgabe des Porsches verlangen?

Fallfortsetzung
Über den Vorfall erzürnt, entschließt sich U dazu, den Porsche zu veräußern, um auf diese
Weise in den Genuss der ihm seiner Ansicht nach zustehenden 1.200 EUR zu kommen. Er
schließt einen Kaufvertrag mit X und gibt sich bei diesem sowie bei der anschließenden
Übereignung und Übergabe wahrheitswidrig als Vertreter des E aus. Als E hiervon erfährt,
fordert er X auf, den Wagen an ihn herauszugeben. X stellt sich auf den Standpunkt, er
habe den Wagen rechtmäßig erworben. Von der fehlenden Bevollmächtigung des U habe
er, was zutrifft, nichts gewusst. Jedenfalls müsse ihm E im Gegenzug die 1.200 EUR
zurückzahlen.

3. Kann E von X Herausgabe des Porsches verlangen?

Bearbeitungshinweis: Es ist zu unterstellen, dass es sich bei den 1.200 EUR um eine übliche Ver-
gütung für die erbrachte Reparaturleistung handelt und dass sich der Wert des Porsches durch die
Reparatur um 1.200 EUR gesteigert hat.

& LÖSUNG

Hinweis: Die Klausur, die sich auf dem Niveau einer Referendarexamensklausur bewegt, kombiniert
klassische Probleme des Sachenrechts mit solchen des Allgemeinen Teils. Im Grundfall stehen die
Wirksamkeitsvoraussetzungen einer Willenserklärung sowie, in Anlehnung an eine aktuelle BGH-
Entscheidung (BGH NJW-RR 2017, 818), die Besitzverhältnisse während einer Probefahrt im Mittel-
punkt. Die Fallfortsetzung befasst sich mit einer entlegeneren Problematik des gutgläubigen Er-
werbs.

FALLFRAGE 1: KANN U VON E ZAHLUNG VON 1.200 EUR VERLANGEN?

A. §§ 631 I, 632 II BGB
U könnte gegen B einen Vergütungsanspruch aus einem zwischen den Parteien abgeschlosse-
nen Werkvertrag haben. Allein der Umstand, dass über eine Vergütung nicht gesprochen
wurde, steht einem Vergütungsanspruch nicht entgegen. Denn eine Vergütung gilt bei einem
Werkvertrag als stillschweigend vereinbart, wenn die Herstellung des Werks den Umständen
nach nur gegen eine Vergütung zu erwarten ist (§ 632 I BGB). Bei einer umfangreichen
Reparatur ist das grundsätzlich anzunehmen. Ist die Höhe der Vergütung nicht bestimmt und
besteht für diese auch keine Taxe, so ist grundsätzlich die übliche Vergütung als vereinbart
anzusehen (§ 632 II BGB). Das wären hier 1.200 EUR.

I. Werkvertrag
Problematisch ist allerdings, ob es zwischen U und E überhaupt zum Abschluss eines Werk-
vertrags gekommen ist. Ein Werkvertrag kommt durch zwei übereinstimmende Willenserklä-
rungen zustande, wobei sich der Werkunternehmer zur Herstellung eines bestimmten Werks
und der Besteller zur Entrichtung einer (ggf. auch konkludent, s. oben) vereinbarten Ver-
gütung verpflichten muss (§ 631 I BGB). Problematisch ist vorliegend die Willenserklärung
des E.

ÜBUNGSBLÄTTER STUDENTEN · EXAMINATORIUM KLAUSUR ZIVILRECHT · „FREUNDSCHAFTSDIENSTE“

10/2018 737

Ü
B
U
N
G
SB

LÄ
TT

ER
ST

U
D
EN

TE
N


	JA-Innenteil_10-2018_nach zweiten Korrekturen_Druckversion.pdf

